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 Auftraggeber haftet nicht für Schäden durch 
Neben- oder Nachfolgeunternehmer! 

Das Oberlandesgerichte Düsseldorf hat in einer 
vom Bundesgerichtshof bestätigten Entschei-
dung einen auf Baustellen häufig vorkommen-
den Fall zu entscheiden gehabt: 

Der Auftragnehmer war mit Fassadenarbeiten 
beauftragt, die er zunächst mangelfrei erbringt. 
Bevor seine Leistungen abgenommen werden, 
werden Schäden an der Dämmung im Bereich 
der Dachrinne, in dem ein Nachfolgehandwer-
ker gearbeitet hat, festgestellt. Der bauleitende 
Architekt fordert den Fassadenbauer auf, die 
Mängel zu beseitigen. Dieser verlangt dafür 
klagweise eine Vergütung und unterliegt. Das 
Oberlandesgericht hat – zutreffenderweise – 
darauf hingewiesen, dass der Auftragnehmer 
bis zur Abnahme die Vergütungs- und Leis-
tungsgefahr gemäß § 644 Abs. 1 S. 1 BGB 
trägt. Die Beschädigung der Werkleistung 
durch einen Drittunternehmer ist kein Ausnah-
mefall, da es sich nicht um eine gefährdende 
Handlung des Auftraggebers handelt, wenn 
Nachfolgehandwerker ihre Arbeiten vor Ort 
ausführen. Es handelt sich vielmehr um den 
ganz normalen Bauablauf, dass die Gewerke 
nacheinander und aufeinander aufbauen und 
tätig werden. 

Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber 
also keine Vergütung dafür verlangen, dass er 
einen Teil der Arbeiten nochmals ausführen 
muss. 

Etwas anderes kann dann gelten, wenn der Auf-
traggeber eine besondere Gefährdung der Leis-
tungen des Auftragnehmers herbeiführt, z.B. 
wenn der Auftraggeber das Vorgewerk gefähr-
dende Schweißerarbeiten ausführen lässt 
(OLG Celle, IBR 1999, 358). Die gleichzeitige 
Beauftragung verschiedener Unternehmer ge-
nügt für eine gefährdende Handlung nicht. 

Ist bekannt, wer das Werk des Auftragnehmers 
beschädigt hat, muss der Auftraggeber über die 
Grundsätze der sogenannten Drittschadensli-
quidation seine Ansprüche gegenüber dem 
Schädiger an den Handwerker abtreten, wenn 
die Baumaterialien aufgrund der Verbindung 
mit dem Gebäude bereits in das Eigentum des 

Auftraggebers übergegangen sind. Ansonsten 
kann der Handwerker den Schädiger aus eige-
nem Recht in Anspruch nehmen. 

Oberlandesgericht Düsseldorf, Urteil vom 
16.04.2020 – 5 U 131/18 

BGH, Beschluss vom 24.02.2021 – VII ZR 
72/20. 

 

 

 Erbrecht: Auswirkungen einer Pflichtteils-
strafklausel 

Das OLG Frankfurt hatte mit Beschluss vom 
01.02.2022 - 21 W 182/21 über die Auswirkun-
gen einer Pflichtteilsstrafklausel zu entschei-
den. Mit einer solchen Klausel können Ehegat-
ten versuchen, ihre Abkömmlinge von der Gel-
tendmachung der Pflichtteilsansprüche nach 
dem Tod des Erstversterbenden abzuhalten. 
Konkret wird dabei mit Abweichungen geregelt, 
dass Kinder, die nach dessen Tod ihren Pflicht-
teil geltend machen auch nach dem Tod des 
Längerlebenden enterbt werden. 

In dem Fall des OLG Frankfurt forderte ein En-
kelkind nach dem Tod des Ehemanns die Ehe-
frau auf, ihr ein Nachlassverzeichnis vorzule-
gen und verlangte nach dessen Zusendung 
eine Nachbesserung sowie die Vorlage eines 
Wertgutachtens zu einer Nachlassimmobilie. 
Diese Ansprüche stehen dem Pflichtteilsbe-
rechtigten von Gesetzes wegen zu, damit er 
seinen Pflichtteilsanspruch beziffern kann. Zu 
einer Auszahlung oder gerichtlichen Geltend-
machung des Pflichtteils kam es nicht. Nach 
dem Tod der Ehefrau entstand Streit zwischen 
den Abkömmlingen, ob das Enkelkind, das den 
Pflichtteil gefordert hat, im Erbschein zu berück-
sichtigen ist. 

Das OLG gab dem Enkelkind Recht. Das For-
dern des Nachlassverzeichnisses nebst Nach-
besserung und des Gutachtens habe zwar zu 
einer Belastung der Ehefrau geführt, dies sei 
aber noch kein Fordern des Pflichtteils gemäß 
§ 2303 BGB, sondern zunächst nur das Verlan-
gen einer Auskunft über den Wert des Nachlas-
ses im Sinne von § 2314 BGB. Auf eine solche 
Auskunft sei der Pflichtteilsberechtigte ange-
wiesen, damit er entscheiden kann, ob er den 
Pflichtteil geltend macht oder hierauf verzichtet. 
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Im Testament sei nicht klargestellt worden, 
dass die Ehegatten sich auch vor einem Aus-
kunftsverlangen schützen wollten, dies sei aber 
erforderlich, wenn die Pflichtteilstrafklausel 
auch in diesem Fall greifen soll. 

Pflichtteilsberechtigte sollten, bevor sie ihren 
Pflichtteil geltend machen, prüfen, ob dies ge-
gebenenfalls negative Auswirkungen hat, in-
dem zum Beispiel eine Pflichtteilsstrafklauseln 
ausgelöst wird. Wie der vorliegende Fall zeigt, 
greift dabei in der Regel bei einem bloßen Aus-
kunftsverlangen die Pflichtteilsstrafklausel noch 
nicht, wobei dies immer vom Einzelfall und der 
genauen Formulierung im Testament abhängig 
ist. Wenn Ehegatten auch verhindern wollen, 
dass sie von den Abkömmlingen auf Auskunft 
in Anspruch genommen werden, sollte im Tes-
tament bereits klargestellt werden, dass schon 
die Forderung nach Auskunft/Wertermittlung zu 
einer Enterbung führt. 

OLG Frankfurt, Beschluss vom 01.02.2022 - 21 
W 182/21 

 

 

 Steuererstattung und Vorfälligkeitsentschä-
digung im Zugewinnausgleich 

Durch den Bundesgerichtshof war in einer Ent-
scheidung vom 08.12.2021 – XII ZB 402/20 (Fa-
mRZ 2022, 425) über streitige Fragen zum Zu-
gewinnausgleich zu entscheiden. Nach dem 
Sachverhalt hatten die Beteiligten am 
31.12.2000 die standesamtliche Ehe geschlos-
sen, die Trennung ist im August 2013 erfolgt, 
der Antrag auf Ehescheidung wurde am 
30.01.2015 zugestellt. Unstreitig war, dass die 
Ehefrau keinen Zugewinn erwirtschaftet hat, 
diese hat in erster Instanz einen Zugewinnaus-
gleich von EUR 30.836,68 gefordert. Ein im Ei-
gentum des Ehemannes stehendes Wohnhaus 
wurde von diesem nach Zustellung des Schei-
dungsantrages, am 31.05.2015, veräußert, gel-
tend gemacht wurde die Zahlung einer Vorfäl-
ligkeitsentschädigung in Höhe von EUR 
12.967,85. Für das Jahr 2000 hat der Ehemann 
weiter eine Steuererstattung von EUR 4.444,32 
Anfang des Jahres 2001 erhalten. 

In Bezug auf die Steuererstattung wurde durch 
den Ehemann geltend gemacht, der Erstat-
tungsbetrag sei zum Zeitpunkt der standesamt-
lichen Heirat wirtschaftlich bereits begründet 

gewesen. Hinsichtlich des Endvermögens 
wurde geltend gemacht, dass im Sinne der An-
wendung der Grundsätze zu einer latenten 
Steuerlast, auch die Vorfälligkeitsentschädi-
gung durch die Veräußerung seiner Immobilie 
nach dem Stichtag berücksichtigt werden 
müsse. 

Wie bereits die Vorinstanzen hat der Bundesge-
richtshof in Bezug auf die Steuererstattung 
seine bisherige Rechtsprechung bestätigt, wo-
nach es auf die Entstehung des Erstattungsan-
spruches ankommt, was erst mit Abschluss des 
Steuerjahres eintritt. Dieser Umstand, die Ent-
stehung des Anspruchs auf Steuererstattung, 
liegt nach dem Stichtag für das Anfangsvermö-
gen, sodass eine Berücksichtigung der Steuer-
erstattung für das Jahr 2000 zutreffend nicht er-
folgt sei. 

In Bezug auf die Vorfälligkeitsentschädigung 
hat der Bundesgerichtshof die Begründung des 
Beschwerdegerichts bestätigt, wonach diese le-
diglich äquivalent für Zinszahlungen nach dem 
Stichtag ist. Es werden jedoch im Falle des Ei-
gentums an einer Immobilie deren Verkehrs-
wert zum Stichtag sowie eine Restschuld zum 
Stichtag in die Bilanz zum Endvermögen einge-
stellt, nicht hingegen künftig fällig werdende 
Zinszahlungen. Unabhängig von einer Veräu-
ßerung des Objektes ist deshalb, auf der 
Grundlage der Entscheidung des Bundesge-
richtshofes, eine Vorfälligkeitsentschädigung, 
welche erst nach dem Stichtag entsteht, nicht 
mindernd im Endvermögen zu berücksichtigen. 

BGH, Entscheidung vom 08.12.2021 – XII ZB 
402/20 

 

 

 Wettbewerbswidrigkeit einer Klausel zum 
Zustandekommen des Vertrags im Online-
Shop 

Das LG München hat mit Urteil vom 15.02.2022 
(Az. 33 O 4638/91) entschieden, dass folgende 
immer wieder in AGB von Online-Shops zu fin-
dende Regelung wettbewerbswidrig ist: 

"Ein Vertrag kommt erst durch die Annahmeer-
klärung von … zustande, die mit einer geson-
derten E-Mail (Auftragsbestätigung oder Ver-
sandbestätigung) versendet wird, spätestens 
jedoch durch den Versand der Bestellung." 
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Aus Sicht des Landgerichts wird durch diese 
Formulierung der Verbraucher unangemessen 
benachteiligt. Denn der Kunde bleibt gegebe-
nenfalls bis zur Lieferung im Unklaren darüber, 
ob der Vertrag zustandekommt. Zwar regelt § 
151 BGB die Möglichkeit eines Zugangsver-
zichts. Ein formularmäßiger Zugangsverzicht 
stellt aber aus Sicht des Landgerichts einen 
Nachteil für den Vertragspartner dar, weil die 
Kenntnis vom genauen Zeitpunkt des Zustan-
dekommens des Vertrags für den Verbraucher 
gerade beim Vertragsschluss im Internet wich-
tig sei, weil er zum Beispiel auch im Hinblick auf 
das Widerrufsrecht bis dahin unter Umständen 
alternative Angebote prüfe und entsprechende 
Dispositionen vornehme. Gleichzeitig ist aus 
Sicht des Landgerichts ein schutzwürdi-
ges/nachvollziehbares Interesse des Shop-Be-
treibers für die Vereinbarung eines Zu-
gangsverzichts nicht erkennbar. Hinzu kommt 
auch, dass nach der Klausel nicht auf den Zu-
gang der Ware beim Verbraucher abgestellt 
wird, sondern auf dessen Versendung, sodass 
der Unternehmer also für den Vertragsschluss 
nur den Versand der Ware selbst beweisen 
müsste, ohne dass es darauf ankommt, ob 
diese tatsächlich beim Kunden angekommen 
ist. 

Shop-Betreiber sollten demgemäß ihre AGB 
daraufhin überprüfen, ob eine vergleichbare 
Formulierung enthalten ist und bejahendenfalls 
aktiv werden, um Abmahnungen zu vermeiden. 

LG München, Urteil vom 15.02.2022 - 33 O 
4638/21 

 

 

 Konkurrenzschutz in einem Einkaufszent-
rum 

Mit Beschluss vom 20.09.2021 – 2 U 71/21 – 
befasste sich das Oberlandesgericht Celle mit 
dem sogenannten vertragsimmanenten Kon-
kurrenzschutz in einem Einkaufszentrum. Der 
vertragsimmanente Konkurrenzschutz bedeu-
tet, dass ein Vermieter auch ohne ausdrückli-
che vertragliche Regelung verpflichtet ist, ei-
nem Mieter spürbare Konkurrenz fernzuhalten. 
Darüber hinaus behandelte das Oberlandesge-
richt die Frage, ob ein Mieter aufgrund hoheit-
lich angeordneter Zwangsschließung während 
eines Lockdowns berechtigt ist, einen langjähri-
gen Mietvertrag fristlos zu kündigen. 

Der Mieter betreibt ein Bekleidungsgeschäft in 
einem Einkaufszentrum auf drei Ebenen mit ins-
gesamt 35 Geschäften. Im Mietvertrag ist for-
mularmäßig geregelt, dass den Mieter eine Be-
triebspflicht kombiniert mit einer Sortimentsbin-
dung trifft, wobei Konkurrenz- und Sortiments-
schutz ausgeschlossen wird. In dem Einkaufs-
zentrum befinden sich zwei weitere Beklei-
dungsgeschäfte, die dem Mieter Konkurrenz 
machen. Deshalb erklärt der Mieter die fristlose 
Kündigung des Mietvertrages. Das Oberlandes-
gericht entscheidet jedoch, dass die fristlose 
Kündigung unwirksam ist. Zwar ist die im Miet-
vertrag enthaltene Klausel über einen formular-
mäßigen Ausschluss des Konkurrenzschutzes 
in einem Einkaufszentrum bei gleichzeitiger 
Festlegung einer Betriebspflicht mit Sortiments-
bindung wegen unangemessener Benachteili-
gung unwirksam (BGH, Urteil vom 26.02.2020), 
wenn sie mit einer hinreichend konkreten Sorti-
mentsbindung verbunden ist (anders, wenn der 
Vertrag keine strenge Sortimentsbindung ent-
hält, so BGH, Urteil 06.10.2021, XII ZR 11/20), 
dies führt aber nicht zwingend dazu, dass die 
Pflicht zur Gewährung eines vertragsimmanen-
ten Konkurrenzschutzes verletzt ist, wenn im 
Einkaufszentrum auch Flächen an weitere Be-
kleidungsgeschäfte vermietet werden. Soweit 
es den Konkurrenzschutz von Mietern in einem 
Einkaufszentrum betrifft, ist mit Rücksicht auf 
die grundsätzlich belebende Wirkung von Kon-
kurrenz von vornherein Zurückhaltung bei der 
Gewährung von Konkurrenzschutz geboten. 
Zwar ist richtig, dass der BGH in seiner Ent-
scheidung vom 26.02.2020 (Az. XII ZR 51/19) 
klargestellt hat, dass auch in einem Einkaufs-
zentrum ein vertragsimmanenter Konkurrenz-
schutz besteht und der Konkurrenzschutz ver-
letzt sein kann, wenn in unmittelbarer Nachbar-
schaft zum Betrieb des Mieters noch andere 
Mieter mit exakt oder ganz überwiegend glei-
chem Sortiment aufgenommen worden sind 
und in unmittelbarer Konkurrenz zu dem Mieter 
stehen. Er hat aber auch zugleich betont, dass 
sich der Umfang des vertragsimmanenten Kon-
kurrenzschutzes nach der jeweils berechtigten 
Verkehrserwartung richtet. So dürfe in einem 
kleinen Einkaufszentrum mit nur wenigen La-
denlokalen davon ausgegangen werden, dass 
der Vermieter für ein möglichst breit gefächer-
tes Angebot sorgt und Sortimentsüberschnei-
dungen vermeidet. Umgekehrt müsse der Mie-
ter einer Ladenfläche in einem großen Ein-
kaufszentrum hinnehmen, dass es zu typischen 
Sortimentsüberschneidungen mit anderen Ge-
werbetreibenden komme, zumal die Attraktivität 
eines großen Einkaufszentrums gerade auch 
mit der Repräsentanz konkurrierender Ange-
bote steige. Gemessen an diesen Grundsätzen 
kam das Oberlandesgericht Celle zur Auffas-
sung, dass der Mieter nicht zur fristlosen Kündi-
gung des Mietvertrags wegen der Verletzung ei-
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nes bestehenden Konkurrenzschutzes berech-
tigt war. Mit 35 Geschäften auf drei Ebenen ge-
höre das streitgegenständliche Einkaufszent-
rum zu den größeren Einkaufszentren. Das Be-
triebskonzept eines derartigen Einkaufszent-
rums gehe dahin, eine möglichst breite Palette 
unterschiedlicher Anbieter auch auf demselben 
Marktsegment anzubieten. Der Mieter in einem 
solchen Einkaufszentrum muss es grundsätz-
lich hinnehmen, dass es zu typischen Sorti-
mentsüberschneidungen mit anderen Gewer-
betreibenden kommt. Hierbei sei auch zu be-
rücksichtigen, dass es gerade bei Bekleidungs- 
und Modegeschäfte deutliche Unterschiede 
hinsichtlich der angebotenen Waren gibt, weil 
sich diese sehr oft nach Hersteller, Design, Aus-
stattung, Passform und der Qualität unterschei-
den. Jedes Bekleidungsgeschäft (einer be-
stimmten Kette) erhält dadurch sein typisches 
Gepräge, welches unterschiedliche Kunden-
gruppen anspricht. Selbst wenn davon ausge-
gangen würde, dass die in dem streitgegen-
ständlichen Einkaufszentrum angesiedelten 
Bekleidungsläden vom Preis und auch Ge-
schmack her die gleiche Zielgruppe anspre-
chen, wäre ein Verstoß des Vermieters gegen 
den zu gewährenden Konkurrenzschutz zu ver-
neinen. Zum typischen Erscheinungsbild grö-
ßerer Einkaufszentren gehöre es nämlich, dass 
dort mehrere Bekleidungsläden um die gleiche 
Kundengruppe werben. 

Da es somit an einer schuldhaften Vertragsver-
letzung des Vermieters wegen der Zulassung 
von Konkurrenzbetrieben fehlt war der Mieter 
nicht zur fristlosen Kündigung berechtigt. 

Der Mieter hatte seine außerordentliche frist-
lose Kündigung auch erfolglos damit zu begrün-
den versucht, dass er sein Geschäft aufgrund 
hoheitlicher Anordnung während eines Lock-
downs schließen musste. Das Oberlandesge-
richt Celle entscheidet, dass die Auswirkungen 
der COVID-19-Pandemie keinen Anspruch auf 
Entlassung aus dem Mietvertrag begründen. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen kommt al-
lenfalls ein Anspruch auf Vertragsanpassung 
(Reduzierung der Miete) in Betracht. 

OLG Celle, Beschluss vom 20.09.2021 - 2 U 
71/21 

 

 

 

 

 

 Fahrzeugschaden, fiktive oder konkrete Ab-
rechnung 

Im Fall der Beschädigung eines Kraftfahrzeu-
ges bestehen hinsichtlich der Berechnung ei-
nes Anspruchs auf Schadensersatz für den 
Fahrzeugschaden selbst unterschiedliche Be-
rechnungsvarianten. Es kann entweder auf Re-
paraturkostenbasis oder Totalschadenbasis so-
wie entweder, in beiden Varianten, fiktiv oder 
konkret abgerechnet werden. Insbesondere bei 
der fiktiven Abrechnung auf Reparaturkosten-
basis wurden durch den Bundesgerichtshof in  
mittlerweile gefestigter Rechtsprechung in er-
heblichem Umfang Detailfragen zur Höhe des 
begründeten Anspruches geklärt. 

In einem Urteil vom 12. Oktober 2021 – VI ZR 
513/19 (zfs 2022, 134) war durch den Bundes-
gerichtshof über einen Sachverhalt zu entschei-
den, wonach der Geschädigte einen Anspruch 
auf Schadensersatz wegen Beschädigung sei-
nes knapp fünf Jahre alten Pkw auf Grundlage 
fiktiver Reparaturkosten, nach Gutachten, gel-
tend gemacht hat. Im Laufe des Verfahrens ist 
eine Ersatzbeschaffung durch Erwerb eines 
Neufahrzeuges erfolgt. Streitpunkt im Revisi-
onsverfahren war insoweit, ob nach einer 
grundsätzlich berechtigten Verweisung durch 
die Haftpflichtversicherung des Schädigers auf 
eine mühelos erreichbare, technische ebenso 
gute, jedoch günstigere Werkstatt, gegenüber 
einer herstellergebundenen Fachwerkstatt, 
eine dortige Preiserhöhung kurz nach der Be-
gutachtung zu berücksichtigen ist oder nicht. 
Weiter war streitig, ob die zum Erwerb des Er-
satzfahrzeugs aufgewandte Umsatzsteuer bis 
zur Höhe der fiktiven Mehrwertsteuer aus den 
Reparaturkosten zu erstatten ist. 

Hinsichtlich des Zeitpunkts für die Berechnung 
des notwendigen Aufwandes zur Instandset-
zung des Fahrzeugs des Geschädigten, bei fik-
tiver Abrechnung, wurden durch den Bundes-
gerichtshof frühere Entscheidungen bestätigt 
(Urteil vom 20.07.2021 – VI ZR 533/20; 
18.02.2020 – VI ZR 115/19; 21.04.1998 – VI ZR 
230/97), wonach es nicht auf den Unfallzeit-
punkt oder die Erstellung des Gutachtens für 
die Höhe des erforderlichen Reparaturkosten-
aufwandes ankomme, soweit der Schädiger 
bzw. dessen Versicherer keine volle Ersatzleis-
tung erbracht haben oder die Reparatur durch-
geführt wurde. Vielmehr wurde bestätigt, dass 
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es insoweit für die Reparaturkosten auf Grund-
lage der fiktiven Abrechnung nach Verweisung 
auf den Schluss der mündlichen Tatsachenver-
handlung ankommt. 

In Bezug auf den Mehrwertsteueranteil aus dem 
Erwerb eines Ersatzfahrzeuges wurde dagegen 
entschieden, dass die Berücksichtigung inso-
weit eine Vermischung von fiktiver und konkre-
ter Abrechnung bedeuten würde, was unzuläs-
sig ist. Insoweit besteht nur die Möglichkeit, die 
Abrechnungsart und im konkreten Fall auch die 
Abrechnungsweise zu ändern, als von der fikti-
ven Abrechnung auf Reparaturkostenbasis auf 
die konkrete Abrechnung aufgrund Ersatzbe-
schaffung überzugehen, wobei die Höhe des 
Erstattungsbetrages auf den notwendigen Auf-
wand nach der günstigeren Variante be-
schränkt bleibt. Insoweit, wegen des Über-
gangs auf die konkrete Abrechnung auf Basis 
der Ersatzbeschaffung, wurde eine frühere Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofes (Urteil 
vom 22.09.2009 – VI ZR 312/08) aufgegeben. 

BGH, Urteil vom 12.10.2021 – VI ZR 513/19 

 

 

 Der eigenmächtige Verwalter 

Wenn der WEG-Verwalter eigenmächtig In-
standsetzungs- und Instandhaltungsarbeiten 
am Gemeinschaftseigentum durchführt, kann er 
gegenüber der Wohnungseigentümergemein-
schaft einen Ersatzanspruch aus Geschäftsfüh-
rung ohne Auftrag oder Bereicherungsrecht ha-
ben, wie der Bundesgerichtshof jetzt entschie-
den hat.  

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft hat 
eine ehemalige Verwalterin gerichtlich auf Zah-
lung von Eur 36.300,83 in Anspruch genom-
men. Denn diese hat eine Firma M. mit der Er-
neuerung von Eingangstüren und Briefkasten-
anlagen beauftragt und die vorgenannte 
Summe aus den Gemeinschaftsmitteln nach 
Ausführung der Arbeiten bezahlt. Zuvor haben 
die Wohnungseigentümer aber beschlossen, 
eine Firma B mit der Erneuerung zu beauftra-
gen. Über diesen Beschluss setzte sich damit 
die beklagte ehemalige Verwalterin hinweg, als 
sie die Firma M. beauftragte. 

Die ehemalige Verwalterin hat gegen den Zah-
lungsanspruch Aufrechnung mit der Begrün-

dung erklärt, dass die Wohnungseigentümerge-
meinschaft jedenfalls durch die (nicht durch den 
Beschluss gedeckten) Sanierungsmaßnahmen 
bereichert ist. Der Bundesgerichtshof stellt zu-
nächst klar, dass dem Verwalter grundsätzlich 
ein Anspruch auf Ersatz der ihm bei der Ge-
schäftsführung für die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft entstanden Aufwendungen nach 
§ 670 BGB zusteht. Allerdings muss der Ver-
walter die Beschlüsse der Wohnungseigentü-
mer beachten, was die ehemalige Verwalterin 
unterließ und diese Verpflichtung demnach ver-
letzte, sodass allenfalls Ansprüche aus der 
Rechtsfigur der Geschäftsführung ohne Auftrag 
abgeleitet werden könnten.  

Diese Rechtsfigur wird durch Regelungen des 
Wohnungseigentumsgesetzes nicht verdrängt, 
so nunmehr der BGH. Denn es gibt keine Son-
derregelungen, die dem Verwalter die Kompe-
tenz absprechen, Maßnahmen am Gemein-
schaftseigentum durchzuführen. Damit entfaltet 
das Wohnungseigentumsgesetz keine Sperr-
wirkung gegenüber der allgemeinen Rechtsfi-
gur der Geschäftsführung ohne Auftrag. Auch 
die Eigentümergemeinschaft ist ausreichend 
geschützt. Hat sich nämlich ein Verwalter über 
einen Beschluss der Wohnungseigentümer hin-
weggesetzt, steht dem Verwalter nach § 684 
BGB ein Aufwendungsersatzanspruch nur nach 
den Vorschriften der sogenannten ungerecht-
fertigten Bereicherung zu. Damit brauchen die 
Wohnungseigentümer keinen Ersatz für Maß-
nahmen zu leisten, die für sie ohne Wert sind, 
weil der Ersatzanspruch des Verwalters in die-
sen Fällen grundsätzlich auf Ausgleich der Wer-
terhöhung der Anlage gerichtet ist. Jedenfalls 
dann, wenn die Maßnahmen der Planung der 
Wohnungseigentümer entsprochen haben (die 
Türen sollten hier nach dem Willen ausge-
tauscht werden, allerdings von einer anderen 
Firma), sind dagegen ihre ersparten Aufwen-
dungen – und nicht die Werterhöhung - maß-
geblich. Es besteht nämlich kein Grund, warum 
die Wohnungseigentümer in solchen Fällen das 
Erlangte unentgeltlich behalten und nutzen 
dürften. 

Wenn ein Verwalter sich über einen Beschluss 
der Wohnungseigentümer hinwegsetzt und 
eine andere Firma beauftragt, gegen welche die 
Durchsetzung etwaiger Gewährleistungsan-
sprüche weniger erfolgversprechend erscheint 
(weil diese Firma z. B. weniger solvent ist) so 
lassen sich derartige wirtschaftlichen Nachteile 
durch einen Abschlag vom Erstattungsan-
spruch des Verwalters kompensieren. Der Bun-
desgerichtshof entscheidet, dass abhängig von 
den Umständen des Einzelfalls ein Abschlag bis 
zu 20 % betragen kann. 

Nachdem sich im vorliegenden Fall der Verwal-
ter über den klaren Willen der Wohnungseigen-
tümer hinweggesetzt hat, besteht somit nur ein 
bereicherungsrechtlicher Anspruch nach 
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§§ 684 S. 1, 812 BGB. Zur Ermittlung der Höhe 
des Erstattungsanspruchs ist der objektive Wert 
der erbrachten Leistung festzustellen und etwa-
ige Unvollständigkeiten und Mängel zu berück-
sichtigen. Auch ist ein Abzug im Hinblick auf die 
wirtschaftlichen Nachteile veranlasst, die damit 
verbunden sind, dass die Beklagte anstatt eines 
ortsansässigen Traditionsunternehmens ein 
unbekanntes Unternehmen in der Form eine 
UG (haftungsbeschränkt) beauftragt hat, wel-
che inzwischen aus dem Handelsregister ge-
löscht worden ist. 

Der Verwalter kann demnach unter Umständen 
einen Ersatzanspruch gegen die Wohnungsei-
gentümergemeinschaft auf Erstattung von Zah-
lungen erwerben, obwohl er sich über die Be-
schlüsse der WEG hinweggesetzt hat. Er muss 
aber mit Abzügen rechnen oder kann sogar leer 
ausgehen, wenn keine Werterhöhung eintritt.  

Bundesgerichtshof, Urteil vom 10.12.2021 - V 
ZR 32/21 
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